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Aus dieser Sicht sind dann auch alle institutionellen und re
pressiven Beschränkungen parlamentarischer und demokrati
scher Rechte gerechtfertigt. Wenn „die Regeln, nach denen in 
der Wettbewerbsdemokratie Macht erworben bzw. behauptet 
wird, einen vernünftigen Gebrauch der Macht unmöglich 
(machen)“, so muß man eben die Regeln einschränken — das 
ist die Schlußfolgerung, die sich dem Bünger aufdrängen soll.9

Mit dieser Konstruktion wird „die Demokratie“ so defi
niert, daß in ihrem Namen direkt das Prinzip der Volkssouve
ränität und seine Wahrnehmung über demokratische Aktionen 
der Volksmassen angegriffen werden kann.

Die konservativen Angriffe auf das Demokratieverständ- 
nis der Volksmassen erschöpfen sich damit keineswegs. Neu 
ist, daß sehr verschiedene derartige Konstruktions- und 
Argumentationslinien heute im Rahmen der imperialistischen 
Meinungsmanipulierung koordiniert und z. T. mit einer außer
ordentlichen Zuspitzung in Umlauf gebracht werden. Es wird 
gegen einen angeblich „subversiv gebrauchten Demokrätie- 
begriff“ polemisiert.10 * Forderungen nach Demokratisierung 
werden entschiedener zurückgewiesen. Anfeindungen der 
Friedensbewegungen und anderer demokratischer Bewegun
gen im Namen der „streitbaren Demokratie“ mehren sich. 
Hervorgehoben wird, daß nicht der Begriff der Demokratie, 
sondern der Begriff des Staates heute der entscheidende 
„Bezugspunkt“ sei.11 Schließlich ist zu beobachten, daß kon
servative Ideologen in der Demokratiefrage ganz offen unter 
den ideologischen Glaubenssymbolen der Bourgeoisie den 
Kapitalismus verteidigen.

Zunehmende Verflechtung konservativer Angriffe
gegen Demokraten im Innern
und gegen den realen Sozialismus nach außen

Dem Ideal konservativer Ideologen entspricht der diszipli
nierte Bürger, der sich zu den Werten „Einsatzbereitschaft,
Leistungsbewußtsein, Marktwirtschaft“ bekennt.12 Als Gegner 
erscheint der Anhänger des wissenschaftlichen Sozialismus,
aber auch jeder Bürger, der mehr Demokratie und soziale
Gleichheit verlangt und damit angeblich heute eine „An
spruchsinflation ohnegleichen“ entfesselt.13

In diesem Zusammenhang ist eine zunehmende Verflech
tung der Angriffe gegen die demokratischen Kräfte mit den 
Angriffen gegen den real existierenden Sozialismus zu be
obachten. Besonderer Wertschätzung der kapitalistischen
Presse erfreuen sich seit Ende der siebziger Jahre solche 
konservativen Ideologen wie der Ökonom und Nobelpreis
träger F. A. von H a y e k  oder I. K r i s t o l ,  einer der 
prominenten Vertreter der „konservativen Erneuerung“ in
den USA. Für Hayek und Kristol ist die Demokratie an
„Freiheit“ gebunden, und diese gibt es ausgerechnet dort, wo
entschieden das kapitalistische Ausbeutersystem und dessen 
Prinzipien geschützt werden. „Niemals in der menschlichen 
Geschichte hat es eine Gesellschaft mit politischer Freiheit 
gegeben“, so behauptet Kristol, „die nicht auf einem freien 
Wirtschaftssystem, ... einem auf Privateigentum basierenden 
System begründet war“.14 Ungleichheit müsse „um der Frei
heit willen“ hingenommen werden, versichert Hayek.15 * Als
„totalitär“ und damit undemokratisch werden nicht nur — 
wie seit Jahrzehnten üblich — die sozialistischen Länder, 
sondern auch die Gewerkschaften im eigenen Lande und 
selbst all jene diffamiert, die sich für soziale Reformen ein- 
setzen.1®

Dieser Rundumschlag gegen alles Linke, gegen den „Egali
tarismus“, gegen den „Wohlfahrtsstaat“, gegen den „begehr
lichen Bürger“ ist Ausdruck und Instrument einer „gesteiger
ten ideologischen Aggressivität von rechts“17, wie sie vom 
Monopolkapital sowohl im Innern kapitalistischer Länder als 
auch in den internationalen Beziehungen gefördert wird.

Die Vertiefung der Krise des Kapitalismus hat einen Punkt 
erreicht, da die auf Reformverheißungen beruhenden Mecha
nismen und Leitbilder zur Integration der werktätigen 
Bevölkerung in das politische System des Imperialismus ihre 
Wirkung verlieren. Konservative Politiker interpretieren das 
in vielen kapitalistischen Ländern anwachsende Unbehagen 
am Staat und an der Demokratie als Ergebnis einer Entwick
lung, in deren Verlauf der „geistig-werthafte Grundkonsens

weitgehend geschwunden (ist)“.18 Dieser Grundkonsens soll 
auf veränderter Grundlage und unter Ausschluß der demokra
tischen Bewegungen neu hergestellt werden: auf der Grund
lage eines militanten Antikommunismus, der Diffamierung 
aller oppositionellen Bewegungen sowie der Propagierung 
von Bescheidung und Disziplin, der „Selbstverpflichtung zum 
Dienen, ja sogar zum Opfern“.19

Formierung der Gesellschaft durch den „starken Staat"

Die Kritik am angeblich schwachen Staat, der ohnmächtig zu
sehe, wie ihn die „organisierten Interessen“ funktionsunfähig 
machen, ist eine bereits vor Jahrzehnten entwickelte Argu
mentationslinie konservativer Staatsideologie. Sie diente am 
Ende der Weimarer Republik dazu, die Verstärkung autori
tärer Herrschaftsmethoden und schließlich den Übergang zum 
„totalen Staat“ zu rechtfertigen.20 Diese Linie war in der 
BRD Bestandteil der Theorie von der „formierten Gesell
schaft“ in den sechziger Jahren, und sie wird im Rahmen 
der „Grundsatzkritik“ an der Demokratie dort seit einigen 
Jahren wieder aktiviert. Sie spielt ln der Argumentation der 
britischen Konservativen und der neuen Rechten in Frank
reich eine erhebliche Rolle. Die konservativen Demokratie
theoretiker treten eigentlich nur dann als „Pluralisten“ auf, 
wenn es gilt, den realen Sozialismus als „antipluralistisch“ 
und deshalb „undemokratisch“ zu verleumden und den An
hängern des Marxismus-Leninismus im Innern das Recht zu 
demokratischer Betätigung abzusprechen. Ansonsten plädieren 
die Konservativen für eine Stärkung der „Hoheitsgewalt“ des 
Staates gegenüber den „pluralistischen Verbänden und Grup
pen“: „Dem Staat wird es schwergemacht, seine Prioritäten 
zu setzen, weil der zunehmend in Gruppen organisierte, seine 
Partikularinteressen verteidigende Bürger es ihm schwer
macht, seine Ordnungs- und Schiedsrichterfunktion zu er
füllen.“21

In den Publikationen der Konservativen wird man vergeb
lich nach der Forderung suchen, etwa die Macht der Unter
nehmerverbände, der großen Konzerne oder militärischer und 
revanchistischer Organisationen bloßzulegen und zu zügeln. 
Ihr Thema ist die Disziplinierung der Gewerkschaften und 
demokratischer Bewegungen.

Gerade in der Polemik gegen Pluralismusauffassungen, die 
das illusionäre Konzept vertreten, die Wirtschafts- und Sozial
politik sowie überhaupt ein „gesamtgesellschaftliches Inter
esse“ (das es im Kapitalismus angesichts der antagonistischen 
Klassenwidersprüche gar nicht geben kann) müsse sich in der 
Auseinandersetzung zwischen den Parteien, den „Sozialpart
nern“ - und anderen organisierten Gruppen herausbilden, 
offenbart sich ein Stück konservativen Demokratieverständ
nisses. Die Konservativen verstehen die bürgerliche Demo
kratie nicht wie liberale oder sozialreformistische Ideologen 
primär als einen nützlichen Konfliktregulierungsmechanis
mus, der die in der kapitalistischen Gesellschaft vorhandenen 
Widersprüche und aufbrechenderP'Konflikte im Interesse der 
Herrschenden mildert bzw. ins rechte Gleis bringt. Sie ver
treten ein Ordnungskonzept, das im Rahmen der Staatsform 
der bürgerlichen Demokratie dem imperialistischen Staat die 
Schiedsrichter- und Disziplinierungsrolle zuspricht. Sie gehen 
davon aus, daß die „demokratischen Mechanismen“ Gefahr 
laufen, „belanglos zu werden, wenn sie nicht einhergehen mit 
der Fähigkeit zu starkem kollektivem Handeln auf seiten der 
gewählten Regierung“.22

Mit dem Anwachsen der Krisenprozesse in der kapitalisti
schen Welt schlage nicht zuletzt deshalb die Stunde der 
Konservativen, weil diese ein Konzept vertreten, das dem 
Monopolkapital in Zeiten wirtschaftlicher und politischer 
Labilität die Absicherung seiner Macht und seiner Krisen
politik zu sichern verspricht: durch den Übergang zu einer 
„Politik der harten Hand“. Sie wollen eine Stärkung des 
imperialistischen Staates, die darauf abzielt, „mit der ganzen 
Macht des Regierungsapparates die Massen dorthin zu dirigie
ren ..., wohin es die bürgerlichen Machthaber wollen“.23

Auf dem Wege zu weniger Demokratie

Die Demokratie, so lautete eine entscheidende Schlußfolgerung 
der Konservativen im Rahmen der Diskussion um „die Krise


